
Trungen dem, w äas geschehen st, zu ehen, S seinen Wilen bekundet, geschehenes nrech: SO
selinen Plätzen erhebt.“ eit wıe möglich wiedergutzumachen und sra

mit der un Verzeihung Hand Tle-
Die Abgeor  eten erhoben sich na diesen WOT- den zZu jJeten.
'ten des Präsidenten S  S ihren Plätzen. Auch die (Deutschland und Die rklärung der Bun-
Regierung une Ossen sich emon- desregierung über das deutsch-jüdische Verhältnis, ner-
stratiıv der Aufforderung {1. offizielle Deutsch- aQusdg. Presse- und Nnformationsam: der undesregıe-
lan!ı damıiıt Vor siıch selbst und VOLIr er Welt eutscher Bundesverlag. Bonn

1f) inereo Baeck ZUr Regierungs- undg Parteienerklärung
Der ext d ehem. Oberrabbiners Ber- Wir sind iNs der Pflicht EeWu. NS, gile: anl

Dr. Leo Baeck, London, Bundeskanzler Dr. Ade- eren spruchbefugten jüdischen Stellen, hilermit auf-
Hauer lautet: erlegt ist.

ochver.  rtier Herr undeskanzler! Wir sind aufrichtig bereit, der z So zugewle-
Von der Erklärung, die Sie Namen der undes- senen Verantwortung und Mma: nach besten
eglierung 1 DF September abgegeben aben, und kKräften der Lösung der Au{fgabe, jetz

der auf Sie folgenden felierlichen Zustimmung VC alle hingetreten ıst, mitzuwirken. Wir stehen
der Parteien, SiNnd WIT, die Gesamtvertretung der Besprechungen und Verhandlungen mıiıt den Vel-
eufts: vertriebenen uden, tief rgrifien WOL- antwortlichen Stellen der undesregierung Ver-

fügun
Mit ausgezeichneter Hochachtung!ıne Grundlage für die notwendige Aussprache iıst

018e geschaffen worden. Von ihr z wird der Weg OUnNnCcC fOor the protection of the rights and interesis
dem TS  en und Zu einer Verständigung ber of Jews from ermany.

die Wiedergutmachung gefunden werden onnen. gezZ. Dr. Baeck, TrTasıden!

19) Refolution des Zentralrates der en in Deutfchland ..  ber die
deutfche Regierungserklärung

„Das Direktorium les Zentralrates der en in hervorriefen. Wir oOHNen, laß der Geist dieser Frkl1ä-
eu trat und 8. Oktober Hamburg rungen S Gemeingut ül gesamten deutschen Vol-

kes wIird.{} sich den 27 September der
Sitzung des Bundestages abgegebenen Fr- der Versöhnung und ä willen, ZUT
ärungen der undesregierung und der Parteien Zu Bewahrung der Menschheit VOTr eil, darf
efassen. eıne Schwäche ge geg  über denjenigen, die

Direktorium mit Befriedigung len Wort- von Nne  04| Unbelehr  kei beweisen. Wir sind
laut dieser Tklärungen ZUT Kenntnis und gab auch s unabsehbaren he unseIrertr und unXns
seiner Genugtuung über lıe Haltung Ausdruck, selbst schuldig, lie [9) d nach moralischer Wie-
der Bundestag bei diesem Anlaß an den Tag legte.
Das Direktorium des Zentralrates, der einigen Ge- ergutmachung al Stelle zu setzen. Unser Ver-

angen na! gere:  er Wiedergutmachung bezieht
samtrepräsentanz deren ın Deutschland, erwartert, sich auf alle Personen, die durch den Nationalsoz1a-
d  m  laß den Worten Üundesreglerung und ar.  en! 1  1SMUS ihres Glaubens, ihrer Weltanschauung, re[r
nunmehr auch in ernächster eit aten folgen WEeTI- Abstammung der ihrer politischen bDerzeugungden Das Direktorium egrüßt den Versuch Nor- gen unmenschli verfolgt wurden. >5 handelt sich
malisierung der Beziehungen des deutschen olkes für nich!  e z materielle ortieiljle der Privi1-

der ischen Gemeinschaft Deutschland, S legien, sondern die ungeteilte WiederherstellungStaate Israel un! ın der Welt. desDas Direktorium hat bereits ın seiner Neujahrsbot- Direktorium des Zentralrates der en
1m Geiste mens' erbun: len Deutschland häl olgende Maßnahmen für besonders

Opfern des ationalsozialismus, den en Wi- dringlich:derstandskämpfern den Persönlichkeiten, Entschlossener Kampf der undesregierung und
en qutien iıllen durch Tat und Wort Beweis des undestages D tisemitismus in seinengeste aben, die and geboten. bedarf keiner Erscheinungsformen, insbesondere gesamiten FT-Versöhnung mit diesen Trägern des Fortschritts ın

die bereits 1im September ım Bun- kums durch Tesse undfu eiste der 10-
ziehungswesen und bDel der Unterrichtung des Publi-

destag miıt Recht als die außenpolitischen 1va des
eu  en Volkes ezel]: wurden. leranz.
m ist erireull: laß nunmehr au die Bundesregie- Die energischen strafrechtlichenen
TuNg die Abkehr les eutischen olkes von den Ver- ersonen, C von“ Menschen inres auDens

Oder inrer Stammung beleidigen Oder Sbrechen der ergang  el und den liedergutma- eb -  ®) religiöse, nationale Ooder rassische rupP-chungswillen feierlich VOTLFr der Weltöffentli  keit DTIO-
klamiert hat 1ne derartige Reinigung der Atmo- auinetzen. In dieser Hinsicht bedürfen die
sphäre ist au: Oöch: notwendig, in zunehmen- der ONIerenz üdischer urısten in Detmold 1m April
dem mfang Dei der ampagne erbrecher, e 194# aufgestellten orderungen noch der legislatorIi-
Deuts  anı Namen entehrt aDen, und bei anderen schen erwirklichung.
Gelegenheiten mmen laut wurden, die erhebliche Ausschluß der Personen, die an maßgebender
Zweifel einer ernsthaften mkehr U:  ands lıe verbrecherische Politik des Nationalsozla-

mimen aus dem, was geschehen ist, zu ziehen, von 
seinen Plätzen erhebt." 

Die Abgeordneten erhoben sidi nach diesen Wor-
ten des Präsidenten von ihren Plätzen. Audi die 
Regierung und die Tribüne schlossen sich demon-
strativ der Aufforderung an. Das offizielle Deutsch-
land hatte damit vor sich selbst und vor aller Welt 

seinen Willen bekundet, geschehenes Unrecht so 
weit wie möglich wiedergutzumachen und Israel 
mit der Bitte um Verzeihung die Hand zum Frie-
den zu bieten. 

(Deutschland und das Judentum. Die Erklärung der Bun-
desregierung über das deutsch-jüdische Verhältnis, her-
ausg. vom Presse- und Informationsamt der Bundesregie-
rung. Deutscher Bundesverlag. Bonn 1951.) 

10 Rabbiner Dr.leo Baeck zur Regierungs- und Parteienerklärung 
Der Text des Briefes des ehem. Oberrabbiners von Ber-
lin, Dr. Leo Baeck, London, an Bundeskanzler Dr. Ade-
nauer lautet: 

Hochverehrter Herr Bundeskanzler! 
Von der Erklärung, die Sie im Namen der Bundes-
regierung am 27. September abgegeben haben, und 
von der auf sie folgenden feierlichen Zustimmung 
der Parteien, sind wir, die Gesamtvertretung der aus 
Deutschland vertriebenen Juden, tief ergriffen wor-
den. 
Eine Grundlage für die notwendige Aussprache ist 
nun geschaffen worden. Von ihr aus wird der Weg 
zu dem Verstehen und zu einer Verständigung über 
die Wiedergutmachung gefunden werden können. 

Wir sind uns der Pflicht bewußt, die uns, gleich an-
deren spruchbefugten jüdischen Stellen, hiermit auf-
erlegt ist. 
Wir sind aufrichtig bereit, in der uns so zugewie-
senen Verantwortung und Vollmacht nach besten 
Kräften an der Lösung der großen Aufgabe, die jetzt 
vor uns alle hingetreten ist, mitzuwirken. Wir stehen 
zu Besprechungen und Verhandlungen mit den ver-
antwortlichen Stellen der Bundesregierung zur Ver-
fügung. 

Mit ausgezeichneter Hochachtung! 
Council for the protection of the rights and interests 

of Jews from Germany. 
gez. Dr. Leo Baeck, Präsident. 

1g) Refolution des Zentralrates der Juden in Deutfchland über die 
deutfche Regierungserklärung 

„Das Direktorium des Zentralrates der Juden in 
Deutschland trat am 7. und 8. Oktober in Hamburg 
zusammen, um sich mit den am 27. September in der 
Sitzung des Bundestages in Bonn abgegebenen Er-
klärungen der Bundesregierung und der Parteien zu 
befassen. 
Das Direktorium nahm mit Befriedigung den Wort-
laut dieser Erklärungen zur Kenntnis und gab auch 
seiner Genugtuung über die Haltung Ausdruck, die 
der Bundestag bei diesem Anlaß an den Tag legte. 
Das Direktorium des Zentralrates, der alleinigen Ge-
samtrepräsentanz der Juden in Deutschland, erwartet, 
daß den Worten von Bundesregierung und Parlament 
nunmehr auch -in allernächster Zeit Taten folgen wer-
den. Das Direktorium begrüßt den Versuch zur Nor-
malisierung der Beziehungen des deutschen Volkes 
zu der jüdischen Gemeinschaft in Deutschland, zum 
Staate Israel und in der Welt. 
Das Direktorfum hat bereits in seiner Neujahrsbot-
schaft im Geiste menschlicher Verbundenheit allen 
Opfern des Nationalsozialismus, den deutschen Wi-
derstandskämpfern und den Persönlichkeiten, die ih-
ren guten Willen durch Tat und Wort unter Beweis 
gestellt haben, die Hand geboten. Es bedarf keiner 
Versöhnung mit diesen Trägern des Fortschritts in 
Deutschland, die bereits im September 1949 im Bun-
destag mit Recht als die außenpolitischen Aktiva des 
deutschen Volkes bezeichnet wurden. 
Es ist erfreulich, daß nunmehr auch die Bundesregie-
rung die Abkehr des deutschen Volkes von den Ver-
brechen der Vergangenheit und den Wiedergutma-
chungswillen feierlich vor der Weltöffentlichkeit pro-
klamiert hat. Eine derartige Reinigung der Atmo-
sphäre ist auch höchst notwendig, da in zunehmen-
dem Umfang bei der Kampagne für Verbrecher, die 
Deutschlands Namen entehrt haben, und bei anderen 
Gelegenheiten Stimmen laut wurden, die erhebliche 
Zweifel an einer ernsthaften Umkehr Deutschlands 

hervorriefen. Wir hoffen, daß der Geist dieser Erklä-
rungen zum Gemeingut des gesamten deutschen Vol-
kes wird. 
Um der Versöhnung und des Friedens willen, zur 
Bewahrung der Menschheit vor neuem Unheil, darf 
es keine Schwäche geben gegenüber denjenigen, die 
von neuem ihre Unbelehrbarkeit beweisen. Wir sind 
es der unabsehbaren Reihe unserer Opfer und uns 
selbst schuldig, die Forderung nach moralischer Wie-
dergutmachung an erste Stelle zu setzen. Unser Ver-
langen nach gerechter Wiedergutmachung bezieht 
sich auf alle Personen, die durch den Nationalsozia-
lismus ihres Glaubens, ihrer Weltanschauung, ihrer 
Abstammung oder ihrer politischen Überzeugung we-
gen unmenschlich verfolgt wurden. Es handelt sich 
für uns nicht um materielle Vorteile oder gar Privi-
legien, sondern um die ungeteilte Wiederherstellung 
des Rechts. 
Das Direktorium des Zentralrates der Juden in 
Deutschland hält folgende Maßnahmen für besonders 
dringlich: 
1. Entschlossener Kampf der Bundesregierung und 
des Bundestages gegen Antisemitismus in all seinen 
Erscheinungsformen, insbesondere im gesamten Er-
ziehungswesen und bei der Unterrichtung des Publi-
kums durch Presse und Rundfunk im Geiste der To-
leranz. 
2. Die energischen strafrechtlichen Sanktionen gegen 
Personen, die von neuem Menschen ihres Glaubens 
oder ihrer Abstammung wegen beleidigen oder zum 
Haß gegen religiöse, nationale oder rassische Grup-
pen aufhetzen. In dieser Hinsicht bedürfen die von 
der Konferenz jüdischer Juristen in Detmold im April 
1947 aufgestellten Forderungen noch der legislatori-
schen Verwirklichung. 
3. Ausschluß der Personen, die an maßgebender 
Stelle die verbrecherische Politik des Nationalsozia- 

11 



Das Diırektorium des Zentralrates derlismus unterstützt en und an dem Mordanschlag
o  D  ®) üunNnsere Gemeinschaft beteiligt z Deutschland Tklärt, laß es die kollektiven An-
chlüsselpositionen, die ihnen von Entsche:i- sprüche des Staates Israel mıit Nachdruck unterstützt.
dungsbefugnis ber enschen die H  n  land geben. ler handelt es sich e1n Anliegen der en der

ganzen Welt.Schnelle und ents  ledene Durchführung aller be- Der Zentralrat der en. in Deutschland be diereits bestehenden Wiedergutmachungsgesetze. Bereitwilligkei der undesregierung, mit den legl-Baldiger Da einer Wiedergutmachungsgesetz- imı.erien Vertretern des udentums erhandeln.geDung, die die NO! vorhandenen ücken chließt Der en  Ta! der en Deutschland heißt auchvorheriger Mitwirkung der eruienen ertre- diesen Wunsch willkommen, den Frieden unter den
ter der pfer Naziregimes. Völkern Welt wiederherzustellen, wıe den

Angemessene Berücksichtigung der Verfolgten bei Weltfrieden als höchstes Gut der Menschheit an-
der Lastenausgleichsgesetzgebung. sieht.

Ausre  en! bei der Betreuung unserer
alten en enschen. Hamburg, den Oktober 1951

Das Direktorium des Zentralrates der JudenSicherung der Existenz der Kultusgemeinden. ın euts:!
Schutz der }  ischen rIle| und der edenk-

stätten der Opfer des Nationalsozialismus. Düsseldorf, 12 47,
E jer T in schland

1h)erWeltkongre ZUr deutfchen Regierungserklärung
„Praktifche aßnahmen en  eidend“

Auch der Jüdische Weltkongreß nimmt C  r und besonders Israel, das die Hauptlast der Reha-
E der Bundesregierung un der feierlichen Sitzung ilitierung der pfer der Naziverfolgung sich
Deutschen Bundestages ellung und Detont einer hat.Erklärung: We  3 au die Untaten des Naziregimes nıLe S

der Erinnerung G  ä en olkes gelöscht welI-„Der Kongreß N1mm: mit besonderem Interesse den onnen, so N1MMmM: der üdische Weltkongreßenntnis, ß sich die Erklärung des Bundeskanzlers doch ZUr Kenntnis, “  S die deutschen Behörden beab-auf alle Fragen bezieht, die VO udischnen Welt-
kongreß rhoben wurden, insbesondere sichtigen, bedeutende Schritte auf dem Wege ZUF

wahren Wiedergutmachung ergreifen.deutung der Umerziehung des euischen olkes, die
Das jüdische Volk wird die Auifrichtigkeit solcherdringende Notwendigkeit staatlicher aßnahmen
Schritte nach praktischen Maßnahmen beurtei-U  JeNn las Wiederaufleben von tisemiıtismus und
len, werden, 11n die Verluste w1e-gegen jeden Versuch der Neugründung einer nNnazl-

al-stischen Bewegung, SO die ere  gung und ergutzumachen, die das udentitum ıIn zw olf
Notwendigkeit einer substantielen materiellen Ent- vollen Jahren durch das Dritte Reich erleidene,
schädigung alle üdischen les Naziregimes Deutschland Judentum, O, O. 10.)

1i) Ifrael WOoO auf die Erklärung der Bundesregierung
S deutfch-)üdifchen Verhältnis

achstehen! veröffentlichen WIr e offizielles OMMU- kaltblütigen und systematischen Feldzug der Ver-
nique der Regierung des Staates Israel Iung nichtung und der usplünderun
der Bundesregierung über lie Haltung der Bundesrepu-
bli] jüdischen Volk Zum Staat Israel. Nier esem Aspekt muß die rklärung , Kanz-

lers der Bundesrepublik eutis: ber das ZwW1-
„Der Mord sechs Millionen uden (s. Ü. S, 43) ı schen eu dem jüdischen olke este-
Deutschen un dem Naziregime Degangen, Von Problem betrachtet werden.
ünderung Raub gigantischem usmaß be- Die Erklärung des eutschen Bundeskanzlers scheint
gleitet, In der es! der mens Zi-
vilisation eıne Parallele.

NunNn eıinen Versuch seltens der undesrepu-
blikeuts arzustellen, sich mıit dieser'schwie-

1ese Tatsachen onnen icht durch Erklärungen, rigen rage auseinanderzusetzen und die Initiative
selen sie au: noch sehr VvVon Aufrichtigkei und moralischer und materijellier Wiedergutmachung
eue45 len Annalen der Geschichte g. S udischen ergreiten. el soll] eson-
tülgt werden. ers vermer. werden, daß die Erklärung VOR einem

direkten Appell das deutsche Volk begleitet Wi} Drittel des jüdischen Volkes wurde vernichtet
sich VO der fluchbeladenen IDS des NniÜsem!-und grenzenloses Leid über Jıonen unschuldiger

enschen gebracht. l1eie der bedeuten!  en und HSMUSs und der Rassendiskriminierung Joszusagen.
testen jüdischen emeınden Europas wurden us- Die kürzlich ekanntgewordenen Manifestationen
gemerzt, und noch viele Jahre wird das jüdische der Aktivıtät neonazıstıiıscher Gruppen sSchn-
olk den Narben der zZzu tragen abDen, lan: en die jüdische Offentlichkeit aller Welt
die ü OÖrper und egele erleiden Mit zutieist mit rfüllt. Es erschein deshalb vVon
Sntsetzen werden noch viele spätere Generationen besonderer Wichtigkeit, daß  4 die deutsche Bundes-
der zivilisierten enschhei auf ese mutwililige regierung nunmehr auch beabsi  1gT, gesetzgebe-
ernichtung Olkes durch ein anderes blicken, rische aßnahmen Gruppen ergrei-
lie nıich'  er einem Krieg erfolgte, sondern ın einem ien daß sIe sich gleichzeitig tür erzieherische

lismus unterstützt haben und an dem Mordanschlag 
gegen unsere Gemeinschaft beteiligt waren, aus 
Schlüsselpositionen, die ihnen von neuem Entschei-
dungsbefugnis über Menschen in die Hand geben. 
4. Schnelle und entschiedene Durchführung aller be-
reits bestehenden Wiedergutmachungsgesetze. 
5. Baldiger Erlaß einer Wiedergutmachungsgesetz-
gebung, die die noch vorhandenen Lücken schließt 
unter vorheriger Mitwirkung der berufenen Vertre-
ter der Opfer des Naziregimes. 
6. Angemessene Berücksichtigung der Verfolgten bei 
der Lastenausgleichsgesetzgebung. 
7. Ausreichende Hilfe bei der Betreuung unserer 
alten und kranken Menschen. 
8. Sicherung der Existenz der Kultusgemeinden. 
9. Schutz der jüdischen Friedhöfe und der Gedenk-
stätten der Opfer des Nationalsozialismus. 

Das Direktorium des Zentralrates der Juden'? in 
Deutschland erklärt, daß es die kollektiven An-
sprüche des Staates Israel mit Nachdruck unterstützt. 
Hier handelt es sich um ein Anliegen der Juden der 
ganzen Welt. 
Der Zentralrat der Juden. in Deutschland begrüßt die 
Bereitwilligkeit der Bundesregierung, mit den legi-
timierten Vertretern des Judentums zu verhandeln. 
Der Zentralrat der Juden in Deutschland heißt auch 
diesen Wunsch willkommen, den Frieden unter den 
Völkern der Welt wiederherzustellen, wie er den 
Weltfrieden als höchstes Gut der Menschheit an-
sieht. 
Hamburg, den 8. Oktober 1951. 

Das Direktorium des Zentralrates der Juden 
in Deutschland." 

(Nach: Allgemeine Wochenzeitung der Juden in Deutachland VI. 
[Düsseldorf, 12. 10. 51] 27, 8. 1) 

1h) Jüdifcher Weltkongreß zur deutfchen Regierungserklärung: 

„Praktifche Maßnahmen entfcheidend" 
Audi der Jüdische Weltkongreß nimmt zu dem Bekennt-
nis der Bundesregierung und der feierlichen Sitzung des 
Deutschen Bundestages Stellung und betont in einer 
Erklärung: 

„Der Kongreß nimmt mit besonderem Interesse zur 
Kenntnis, daß sich die Erklärung des Bundeskanzlers 
auf alle Fragen bezieht, die vom Jüdischen Welt-
kongreß erhoben wurden, insbesondere auf die Be-
deutung dej Umerziehung des deutschen Volkes, die 
dringende Notwendigkeit staatlicher Maßnahmen 
gegen das Wiederaufleben von Antisemitismus und 
gegen jeden Versuch der Neugründung einer nazi-
stischen Bewegung, sowie auf die »Berechtigung und 
Notwendigkeit einer substantielen materiellen Ent-
schädigung an alle jüdischen Opfer des Naziregimes 

und besonders an Israel, das die Hauptlast der Reha-
bilitierung der Opfer der Naziverfolgung auf sich 
genommen hat. 
Wenn auch die Untaten des Naziregimes nie aus 
der Erinnerung des jüdischen Volkes gelöscht wer-
den können, so nimmt der Jüdische Weltkongreß 
doch zur Kenntnis, daß die deutschen Behörden beab-
sichtigen, bedeutende Schritte auf -dem Wege zur 
wahren Wiedergutmachung zu ergreifen. 
Das jüdische Volk wird die Aufrichtigkeit solcher 
Schritte nach den praktischen Maßnahmen beurtei-
len, die unternommen werden, um die Verluste wie-
dergutzumachen, die das Judentum in zwölf qual-
vollen Jahren durch das Dritte Reich erleiden mußte.* 

(In: Deutschland und das Judentum, a. o. 0. 8. 10.) 

li) Ifrael antwortet auf die Erklärung der Bundesregierung 
zum deutfch-Kidifdien Verhältnis 

Nachstehend veröffentlidien wir ein offizielles Kommt> 
niqud der Regierung des Staates Israel zur Erklärung 
der Bundesregierung über die Haltung der Bundesrepu-
blik zum jüdischen Volk und zum Staat Israel. 

,„Der Mord an sechs Millionen Juden (s. u. S. 43), von 
Deutschen unter dem Naziregime begangen, von 
Plünderung und Raub in gigantischem Ausmaß be-
gleitet, findet in der Geschichte der menschlichen Zi-
vilisation keine Parallele. 
Diese Tatsachen können nicht durch Erklärungen, 
seien sie auch noch so sehr von Aufrichtigkeit und 
Reue getragen, aus den Annalen der Geschichte ge-
tilgt werden. 
Ein Drittel des jüdischen Volkes wurde vernichtet 
und grenzenloses Leid über Millionen unschuldiger 
Menschen gebracht. Viele der bedeutendsten und 
ältesten jüdischen Gemeinden Europas wurden aus-
gemerzt, und noch viele Jahre wird das jüdische 
Volk an den Narben der Wunden zu tragen haben, 
die es an Körper und Seele zu erleiden hatte. Mit 
Entsetzen werden noch viele spätere Generationen 
der zivilisierten Menschheit auf diese mutwillige 
Vernichtung eines Volkes durch ein anderes blicken, 
die nicht in einem Krieg erfolgte, sondern in einem 

kaltblütigen und systematischen Feldzug der Ver-
nichtung und der Ausplünderung. 
Unter diesem Aspekt muß die Erklärung des Kanz-
lers der Bundesrepublik Deutschland über das zwi-
schen Deutschland und dem jüdischen Volke beste-
hende Problem betrachtet werden. 
Die Erklärung des deutschen Bundeskanzlers scheint 
nun endlich einen Versuch seitens der Bundesrepu-
blik Deutschland darzustellen, sich mit dieserschwie-
rigen Frage auseinanderzusetzen und die Initiative 
zu moralischer und materieller Wiedergutmachung 
am jüdischen Volke zu ergreifen. Dabei soll beson-
ders vermerkt werden, daß die Erklärung von einem 
direkten Appell an das deutsche Volk begleitet war, 
sich von der fluchbeladenen Erbschaft des Antisemi-
tismus und der Rassendiskriminierung loszusagen. 
Die kürzlich bekanntgewordenen Manifestationen 
der Aktivität neonazistischer Gruppen in Deutsch-
land haben die jüdische Öffentlichkeit in aller Welt 
zutiefst mit Unruhe erfüllt. Es erscheint deshalb von 
besonderer Wichtigkeit, daß die deutsche Bundes-
regierung nunmehr auch beabsichtigt, gesetzgebe-
rische Maßnahmen gegen solche Gruppen zu ergrei-
fen und daß sie sich gleichzeitig für erzieherische 
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